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Norm

AsylG 2005 §812a Abs2
AsylG 2005 841a

1. AsylG 2005 § 12a gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 12a gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 12a gultig von 19.06.2015 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2014 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 144/2013
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.08.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 144/2013
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.07.2011 bis 31.07.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

W e N oy A WD

1. AsylG 2005 § 41a gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
Spruch
E11421042-2/2012/3E
BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter DDr. F. KINZLBAUER, LL.M als Einzelrichter Gber die Beschwerde des XXXX,
StA. ARMENIEN, gegen den mundlich verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.07.2012, ZI. 1208.758-EAST
West, beschlossen:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter DDr. F. KINZLBAUER, LL.M als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des romisch 40 , StA. ARMENIEN, gegen den mundlich verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom
25.07.2012, ZI. 1208.758-EAST West, beschlossen:

Die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gem. 88 12a Abs. 2 Z. 1, 2, 3 iVm 41a AsylG 2008BGBI | 2005/100
idgF rechtmaRig.Die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gem. Paragraphen 12 a, Absatz 2, Ziffer eins, 2, 3,
in Verbindung mit 41a AsylG 2005 BGBI romisch eins 2005/100 idgF rechtmaRig.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen anrémisch eins. Der Asylgerichtshof nimmt
den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:

1. Bisheriger Verfahrenshergang
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1.1. Der Antragsteller, Staatsangehoriger der Republik Armenien, reiste rechtswidrig in das &sterreichische

Bundesgebiet ein und brachte am im Akt ersichtlichen Datum erstmals einen Antrag auf Internationalen Schutz ein.

1.2. Dem Antragsteller wurde der Stauts eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt 1), ebenso wenig wurde
ihm der Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt Il). Weiters wurde der Antragsteller
rechtskraftig in dessen Herkunftsstaat ausgewiesen (Spruchpunkt [11).1.2. Dem Antragsteller wurde der Stauts eines
Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins), ebenso wenig wurde ihm der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt romisch zwei). Weiters wurde der Antragsteller rechtskraftig in dessen
Herkunftsstaat ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch drei).

1.3. Der Antragsteller brachte am 12.07.2012 einen weiteren Antrag auf die Gewahrung von internationalem Schutz
ein. Dazu wurde er in den im Akt ersichtlichen Daten von einem Organwalter des Bundesasylamtes niederschriftlich

einvernommen.

Im Wesentlichen begrindete der Antragsteller seinen nunmehrigen Antrag mit demselben Sachverhalt, den er bereits
im Erstverfahren vorgebracht und welcher als nicht glaubhaft qualifiziert wurde.

Mit mundlich verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.07.2012, ZI. 1208.758-EAST West, wurde der
faktische Abschiebeschutz gem. § 12a Abs. 2 AsylG aufgehoben und die Akte dem ho. Gericht vorgelegtMit mundlich
verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.07.2012, ZI. 1208.758-EAST West, wurde der faktische
Abschiebeschutz gem. Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG aufgehoben und die Akte dem ho. Gericht vorgelegt.

2. Beweiswurdigung

Der bisherige Verfahrenshergang steht aufgrund der auller Zweifel stehenden und im Verfahren unbeanstandeten
Aktenlage fest.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

II.1. Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 idF der Novelle BGBI. 122/2009 in Kraft getreten und ist im gegenstandlichen Fall
anwendbar.rémisch zwei.1. Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 in der Fassung der Novelle Bundesgesetzblatt 122 aus
2009, in Kraft getreten und ist im gegenstandlichen Fall anwendbar.

I1.2. Gemal3 § 23 Abs. 1 AsylGHG sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005
(AsylG 2005), BGBI. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal} anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt.romisch zwei.2. Gemal Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG sind auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Nr. 100, nicht anderes ergibt, die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der
Mal3gabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

I1.3. Gemal3 § 9 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung
durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.rémisch zwei.3. Gemal3 Paragraph 9,
AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch
Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

Gemal 8§ 61 Abs. 3a AsylG entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Gber die Rechtmafigkeit der Aufhebung
des Abschiebeschutzes im Rahmen der Uberpriifung gemaR § 41a AsylG.GemaR Paragraph 61, Absatz 3 a, AsylG
entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im
Rahmen der Uberpriifung gemaR Paragraph 41 a, AsylG.

I.4. Gemal3 § 12a Abs 2 AsylG kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen
Folgeantrag gemall 8 2 Abs. 1 Z 23 AsyIG gestellt hat, aufheben, wennrémisch zwei.4. GemaR Paragraph 12 a, Absatz 2,
AsylG kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen Folgeantrag gemaR
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23, AsylG gestellt hat, aufheben, wenn

1. gegen ihn eine aufrechte Ausweisung besteht,

2. der Antrag voraussichtlich zurlickzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche Anderung des maRgeblichen
Sachverhaltes eingetreten ist, und
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3. die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten und fur ihn als Zivilperson keine ernsthafte
Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.3. die Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung keine
reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten und fur ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge

willkdrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal 8 22 Abs. 10 AsylG ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber die Aufhebung des Abschiebeschutzes
gemal’ 8 12a Abs. 2 AsylG mindlich in Bescheidform. Die Beurkundung gemaR§ 62 Abs. 2 AVG gilt auch als schriftliche
Ausfertigung gemal3 8 62 Abs. 3 AVG. Die Verwaltungsakte sind dem Asylgerichtshof unverziglich von Amts wegen zur
Uberprifung gemaB § 41a AsylG zu Ubermitteln. Diese gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof; dies ist in der
Rechtsmittelbelehrung anzugeben. Uber die RechtmiRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes hat der
Asylgerichtshof im Rahmen der Uberpriifung gemé&R § 41a AsylG mit Beschluss zu entscheidenGemaR Paragraph 22,
Absatz 10, AsylG ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemaR
Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG mundlich in Bescheidform. Die Beurkundung gemaR Paragraph 62, Absatz 2, AVG gilt
auch als schriftliche Ausfertigung gemald Paragraph 62, Absatz 3, AVG. Die Verwaltungsakte sind dem Asylgerichtshof
unverziiglich von Amts wegen zur Uberprifung geméaR Paragraph 41 a, AsylG zu Ubermitteln. Diese gilt als Beschwerde
an den Asylgerichtshof; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzugeben. Uber die RechtméRigkeit der Aufhebung des
Abschiebeschutzes hat der Asylgerichtshof im Rahmen der Uberpriifung gemé&R Paragraph 41 a, AsylG mit Beschluss zu
entscheiden.

Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach8 12a Abs. 2 AsylG
aufgehoben wurde, ist gemall 8 41a Abs. 1 AsylG vom Asylgerichtshof unverziglich zu Uberprifen. Das Verfahren ist
ohne Abhaltung einer mundlichen Verhandlung zu entscheiden.§ 66 Abs. 2 AVG ist in diesem Verfahren nicht
anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach § 40 AsylG gilt sinngemaR.Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der
der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG aufgehoben wurde, ist gemal
Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG vom Asylgerichtshof unverziglich zu Uberprifen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung
einer mundlichen Verhandlung zu entscheiden. Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist in diesem Verfahren nicht
anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach Paragraph 40, AsylG gilt sinngemaR.

Gemal § 41a Abs. 2 AsylG sind die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemalR§ 12a Abs. 2 AsylG und eine aufrechte
Ausweisung mit der Erlassung der Entscheidung gemaR 8§ 12 a Abs. 2 AsylG durchsetzbar. Mit der Durchfihrung der die
Ausweisung umsetzenden Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemal3 § 22 Abs.
10 AsylG zu Ubermittelnden Verwaltungsakte bei der zustdndigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes zuzuwarten.
Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverzlglich vom Einlangen der Verwaltungsakte bei der zustandigen
Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Uberpriifung gemaR § 41a Abs.1 AsylG getroffenen Entscheidung Giber
die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verstandigen.GemaR Paragraph 41 a, Absatz 2, AsylG
sind die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemal} Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG und eine aufrechte Ausweisung mit
der Erlassung der Entscheidung gemal Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG durchsetzbar. Mit der Durchfiihrung der die
Ausweisung umsetzenden Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemaR Paragraph
22, Absatz 10, AsylG zu Ubermittelnden Verwaltungsakte bei der zustandigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes
zuzuwarten. Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverziglich vom Einlangen der Verwaltungsakte bei der
zustandigen Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Uberpriifung gemaR Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG
getroffenen Entscheidung Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verstandigen.

GemaR § 41a Abs. 3 AsylG hat der Asylgerichtshof Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im
Rahmen der Uberpriifung gem&R § 41a Abs. 1 AsylG binnen acht Wochen zu entscheidenGemaR Paragraph 41 a,
Absatz 3, AsylG hat der Asylgerichtshof Gber die Rechtmaligkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der
Uberprifung gemaR Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG binnen acht Wochen zu entscheiden.

IL5. Im gegenstandlichen Fall besteht seit der rechtskraftigen Entscheidung des ho. Gerichts vom 13.09.2011 (rk
16.09.2011) im Verfahren eine aufrechte Ausweisung.romisch zwei.5. Im gegenstandlichen Fall besteht seit der
rechtskraftigen Entscheidung des ho. Gerichts vom 13.09.2011 (rk 16.09.2011) im Verfahren eine aufrechte
Ausweisung.
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Der Antragsteller stltzte seinen neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz auf Griinde, die bereits im Vorverfahren
vorlagen. Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens Uber den ersten Asylantrag
verwirklichten Sachverhalt stitzt, steht die Rechtskraft des Uber den ersten Antrag absprechenden Bescheides
entgegen (VWGH ZI. 96/20/0266 vom 10.06.1998 mit Hinweis auf Erkenntnis vom 24.3.1993, ZI.92/12/0149). Eine
Anderung der den Antragsteller betreffenden maRgeblichen asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in dessen
Herkunftsstaat kann nicht festgestellt werden.

Eine entscheidungswesentliche Anderung des Sachverhaltes ist daher nicht eingetreten und es wird der Folgeantrag

voraussichtlich zurtckzuweisen sein.

I.6. Bereits in der Entscheidung Uber den ersten Asylantrag wurde ausgesprochen, dass der Asylwerber im Falle einer
Ruckkehr in den Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt ware oder fir sie als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung
des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes bestehen wirde. Auch im zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt ist keine solche Bedrohung
hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat hat im Vergleich zu der in der Entscheidung Gber den ersten Asylantrag
festgestellten Situation nicht zum Nachteil der Asylwerber verandert und bildet keine derartige Bedrohung.rémisch
zwei.6. Bereits in der Entscheidung Uber den ersten Asylantrag wurde ausgesprochen, dass der Asylwerber im Falle
einer Ruckkehr in den Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder
der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt ware oder flr sie als Zivilpersonen eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes bestehen wiirde. Auch im zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt ist keine solche
Bedrohung hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat hat im Vergleich zu der in der Entscheidung tber den ersten

Asylantrag festgestellten Situation nicht zum Nachteil der Asylwerber verandert und bildet keine derartige Bedrohung.

Die Zuruckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefuhrers in seinen Herkunftsstaat stellt fur
diesen somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention dar. Es besteht fir ihn nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als Zivilperson auch keine ernsthafte
Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes.Die Zurlickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers in seinen
Herkunftsstaat stellt fur diesen somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention dar. Es besteht fur ihn nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als
Zivilperson auch keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes.

Sohin liegen Anhaltspunkte dafir, dass die Zurtickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung der betroffenen Partei
nach Armenien eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten wirde bzw. fur sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen wdurde, nicht vor.Sohin liegen Anhaltspunkte daflr, dass die Zurlckweisung, Zuruckschiebung oder
Abschiebung der betroffenen Partei nach Armenien eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde bzw. fir sie als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde, nicht vor.

I.8. Da die Voraussetzungen des § 12a Abs. 2 iVm.8 41a AsylG fur die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes
vorliegen, ist der dazu mundlich verkiindete Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.07.2012 rechtmaRig.rémisch
zwei.8. Da die Voraussetzungen des Paragraph 12 a, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 41 a, AsylG fur die
Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes vorliegen, ist der dazu mdindlich verkindete Bescheid des
Bundesasylamtes vom 20.07.2012 rechtmaRig.

Schlagworte

aufrechte Ausweisung, entscheidungsrelevante Sachverhaltsdnderung, faktischer Abschiebeschutz - Aufhebung
rechtmaRig
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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